Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/3471 


Sachgebiet 78 


Bundesrepublik Deutschland 
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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrar-/Finanzpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 

Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vorschlag 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates zur Festlegung der 
Grundregeln für die Gewährung und die Finanzierung der 
Beihilfe auf dem Saatgutsektor 

eine Verordnung (EWG) des Rates zur Festsetzung der 
Beihilfe auf dem Saatgutsektor für das Wirtschaftsjahr 
1972/1973 

eine Verordnung (EWG) des Rates zur Festlegung der 
Grundregeln für die Festsetzung der Referenzpreise und 
für die Aufstellung der Frei-Grenze-Angebotspreise für 
Hybridmais zur Aussaat. 

Die Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 25, Mai 
1972 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu den genannten 
Kommissionsvorschlägen ist vorgesehen, die Anhörung des 
Wirtschafts- und Sozialausschusses nicht. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung der Kommissionsvor- 
schläge durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag b) übermittel- 
te Begründung beigefügt. 

Brandt 
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Vorschlag der Verordnung (EWG) des Rates 
zur Festlegung der Grundregeln für die Gewährung 
und die Finanzierung der Beihilfe auf dem Saatgutsektor 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2358/71 
des Rates vom 26. Oktober 1971 zur Errichtung einer 
gemeinsamen Marktorganisation für Saatgut ^), ins- 
besondere auf Artikel 3 Absatz 4, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 729/70 des 
Rates vom 21. April 1970 über die Finanzierung der 
gemeinsamen Agrarpolitik 2), insbesondere auf Arti- 
kel 3 Absatz 2, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Artikel 3 der Verordnung (EWG) Nr. 2358/71 sieht 
die Gewährung einer Beihilfe für die Herstellung 
verschiedener Saatgutarten vor. Die in dieser Be- 
stimmung vorgesehenen Grundregeln für die An- 
wendung sind zu erlassen. 

Die Beihilfe kann nur für die Herstellung von 
Basissaatgut oder zertifiziertem Saatgut gewährt 
werden. Es empfiehlt sich, diese Erzeugnisse klar zu 
definieren. 

Aus Kontrollgründen ist es notwendig, daß ’ das 
Basissaatgut und das zertifizierte Saatgut unter ord- 
nungsgemäß eingetragenen Vermehrungsverträgen 
erzeugt wird und daß die Saatgutfirmen und Züchter 
amtlich zugelassen werden. 

Aus administrativen Gründen ist es notwendig, 
die Gewährung der Beihilfe in jedem Mitgliedstaat 
auf die in seinem Hoheitsgebiet geernteten Erzeug- 
nisse zu beschränken. 

Für das reibungslose Funktionieren der Beihilfe- 
regelung ist eine Kontrolle erforderlich, die sicher- 
stellt, daß die Beihilfe nur für die Erzeugnisse ge- 
währt wird, für die sie vorgesehen ist. 

Die Gewährung der Beihilfe hat Ausgaben zur 
Folge. Gemäß Artikel 14 der Verordnung (EWG) 
Nr. 2358/71 gelten die Bestimmungen über die 
Finanzierung der gemeinsamen Agrarpolitik für 
diese Beihilfe. Es ist daher notwendig festzu- 
stellen, daß die Finanzierung der betreffenden Bei- 
hilfe in Artikel 3 der Verordnung (EWG) 729/70 ge- 
regelt ist - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN; 


Artikel 1 

Wenn eine Beihilfe nach Artikel 3 der Verordnung 
(EWG) Nr. 2358/71 festgesetzt wird, wird sie unter 
den in den folgenden Artikeln genannten Voraus- 
setzungen für Basissaatgut und zertifiziertes Saatgut, 

- das in der Richtlinie des Rates vom 14. Juni 1966 
über den Verkehr mit Futterpflanzensaatgut ^), 
zuletzt geändert durch die Richtlinie vom 30. März 
1971 '‘), definiert wird, 

- das den in den vorgenannten Richtlinien angege- 
benen Normen und Bedingungen entspricht und 

- amtlich zertifiziert ist, 
gewährt. 


Artikel 2 

Dieses Saatgut muß erzeugt werden 

a) entweder auf Grund von Saatgutvermehrungs- 
verträgen, die zwischen einer Saatgutfirma oder 
einem Züchter einerseits und dem Saatgutver- 
mehrer andererseits abgeschlossen werden, 

b) oder von der Saatgutfirma oder dem Züchter 
selbst; diese Erzeugung wird durch eine Vermeh- 
rungserklärung bescheinigt. 


Artikel 3 

Die in Artikel 2 genannten Saatgutfirmen und Züch- 
ter werden von den Mitgliedstaaten zugelassen oder 
registriert. 

Die von einem Mitgliedstaat vorgenommene Zulas- 
sung oder Registrierung gilt für die ganze Gemein- 
schaft. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 246 
vom 5. November 1971, S. 1 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 94 
vom 28. April 1970, S. 13 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 125 
vom 11. Juli 1966, S. 2298/66 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 87 
vom 17. April 1971, S. 24 


2 



Deutscher Bundestag - 6. Wahlperiode 


Drudcsadie VI/3471 


Artikel 4 

Jeder Mitgliedstaat gewährt die Beihilfe nur für das 
Saatgut, das auf seinem Hoheitsgebiet in dem Ka- 
lenderjahr geerntet wurde, in dem das Vermark- 
tungsjahr, für das die Beihilfe festgesetzt wurde, 
beginnt. 

Diese Beihilfe wird jedem Saatgutvermehrer zu Be- 
dingungen gewährt, die die gleiche Behandlung der 
Begünstigten unabhängig vom Ort ihrer Nieder- 
lassung in der Gemeinschaft gewährleisten. 


Artikel 5 

Die Mitgliedstaaten führen eine Verwaltungskon- 
trolle ein, um sicherzustellen, daß die Voraussetzun- 
gen für die Gewährung der Beihilfe erfüllt sind; sie 
gewährleisten insbesondere die Registrierung der in 
Artikel 2 vorgesehenen Vermehrungsverträge und 
Vermehrungserklärungen. 


Artikel 6 

(1) Die in Artikel 3 der Verordnung (EWG) 
Nr. 2358/71 genannte Beihilfe entspricht dem in Ar- 
tikel 3 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 
enthaltenen Interventionsbegriff. 

(2) Die durch die in Absatz 1 erwähnte Beihilfe 
entstehenden Kosten sind gleich den Beträgen, die 
gemäß Artikel 3 der Verordnung (EWG) Nr. 2358/71 
und den in Anwendung dieses Artikels getroffenen 
Maßnahmen bereitgestellt werden. 


Artikel 7 

Diese Verordnung tritt am 1. Juli 1972 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 


3 



Drucksache VI/3471 


Deutscher Bundestag - 6. Wahlperiode 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Festsetzung der Beihilfe auf dem Saatgutsektor 
für das Wirtschaftsjahr 1972/1973 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2358/71 
des Rates vom 26. Oktober 1971 zur Errichtung einer 
gemeinsamen Marktorganisation für Saatgut^), ins- 
besondere auf Artikel 3 Absatz 3, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments ^), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Für verschiedene in der Anlage der Verordnung 
(EWG) Nr. 2358/71 aufgeführte Saatgutarten, die im 
Wirtschaftsjahr 1972/73 vermarktet werden müssen, 
ermöglicht die Marktlage in der Gemeinschaft und 
ihre voraussichtliche Entwicklung es nicht, dem Er- 
zeuger einen angemessenen Erlös zu sichern. Es ist 
daher angebracht, einen Teil der Produktionskosten 
des Erzeugers durch eine Beihilfe auszugleichen. 

Gemäß Artikel 3 Absatz 2 der Verordnung (EWG) 
Nr. 2358/71 muß diese Beihilfe unter Berücksichti- 
gung einerseits der Notwendigkeit, das Gleich- 


gewicht zwischen dem für die Gemeinschaft erfor- 
derlichen Produktionsumfang und den Absatzmög- 
lichkeiten für diese Produktion zu sichern und 
andererseits der Preise der betroffenen Erzeugnisse 
auf den Außenmärkten festgesetzt werden - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN; 

Artikel 1 

Für das Wirtschaftsjahr 1972/73 wird die in Artikel 3 
der Verordnung (EWG) Nr. 2358/71 vorgesehene 
Beihilfe wie in Anhang angegeben festgesetzt. 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. Juli 1972 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 246 
vom 5. November 1971, S. 1 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr 

vom S. . . . 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Nummer des 
gemeinsamen 
Zolltarifs 


Warenbezeichnung 


ex 12.03 C 


1. GRAMINEAE 


Dactylis glomerata L. 
Festuca arundinacea Schreb. 
Festuca ovina L. 

Festuca pratensis Huds. 
Festuca rubra L. 

Lolium multiflorum Lam. 
Lolium perenne L. (früh) 
Lolium perenne L. (spät) 
Lolium X hybridum Hausskn. 
Phleum pratense L. 

Poa nemoralis L. 

Poa pratensis L. 


11. LEGUMINOSAE 

Medicago sativa L. (Ökotypen) 
Medicago sativa L. (Sorten) 
Trifolium pratense L. 

Trifolium repens L. 

Vicia sativa L. 


ANHANG 


R.E./ 100 kg 
Höhe der 
Beihilfe 


25 

25 

18 

20 

18 

8 

14 

18 

8 

30 

18 

18 


5 

6 
10 
20 
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Begründung 


Die Verordnung (EWG) Nr. 2358/71 des Rates vom 
26. Oktober 1971 zur Errichtung einer gemeinsamen 
Marktorganisation für Saatgut sieht in Artikel 3 vor, 
daß eine Beihilfe für die Erzeugung verschiedener, 
in der Anlage dieser Verordnung auf geführter Saat- 
gutarten gewährt werden kann, falls die bestehende 
Marktlage in der Gemeinschaft und ihre voraussicht- 
liche Entwicklung den Erzeugern keine angemesse- 
nen Einkünfte gewährleisten. Die Höhe der Beihilfe 
muß vor dem 1, Juli 1972 für das Vermarktungsjahr 
1972/1973 festgesetzt werden. 

Die Kommission hat den vorliegenden Vorschlag, 
nach Befragung der Regierungssachverständigen 
und der beruflichen Kreise und nach Prüfung der 
noch in verschiedenen Mitgliedstaaten angewandten 
Schutzmaßnahmen, erarbeitet. Sie hat dabei den 
Unterschied zwischen den Preisen der Gemeinschaft 
und den Preisen auf den Außenmärkten für diese 
Erzeugnisse berücksichtigt und die Beihilfebeträge 


derart festgelegt, daß die heutige Erzeugung dieser 
Saatgutarten in der Gemeinschaft zumindest auf- 
rechterhalten werden kann. 

Außerdem sind die Beitrittsländer befragt worden. 

Finanzielle Auswirkung 

Die beiliegende Tabelle führt in der dritten Spalte 
die Durchschnittserzeugung für die Saatgutarten auf, 
für die eine Beihilfe gewährt werden kann. Für ver- 
schiedene dieser Saatgutarten, insbesondere für 
Medicago sativa (Luzerne) und Trifolium pratense 
(Rotklee) besteht ein wesentlicher Teil der Erzeu- 
gung aus nicht zertifizertem Saatgut, für welches 
keine Beihilfe gewährt werden kann. Die Gesamt- 
kosten dieses Beihilfesystems für den E.A.G.F.L. 
werden deshalb niedriger sein als die in Spalte 4 
angegebene Summe von 5 322 883 R.E. und werden 
wahrscheinlich zwischen 4 500 000 R.E. und 5 000 000 
R.E. schwanken. 


6 



Deutscher Bundestag - 6. Wahlperiode 


Drudksache VI/3471 


Aides ä la production dans le secteur des semences - Campagne 1972/1973 
Beihilfe für die Erzeugung auf dem Saatgutsektor - 
Wirtschaft j ahr 1972/1973 


Especes ou groupes de varietes 
Arten oder Sortengruppen 


1. GRAMINEAE 

Dactylis glomerata L. 

Festuca arundinacea Schreb. 

Festuca ovina L. 

Festuca pratensis Huds. 

Festuca rubra L. 

Lolium multiflorum Lam. var. italicum 
Lolium multiflorum Lam. var. westerwoldicum 
Lolium perenne L. (precoce / früh) 

Lolium perenne L. (tardif / spät) 

Lolium X hybridum Hausskn. 

Phleum pratense L. 

Poa nemoralis L. 

Poa pratensis L. 

IL LEGUMINOSAE 

Medicago sativa L. (ecotypes / Ökotypen) 
Medicago sativa L. (varietes / Sorten) 
Trifolium pratense L. 

Trifolium repens L. 

Vicia sativa L. 


Aide / Qal 
U.C. /qal. 

Beihilfe / Dz 
R.E. / Dz 

Quantites 

produites 

Erzeugte 

Mengen 

Qx / Dz 

Total Aide 

Beihilfe 

insgesamt 

U.C. /R.E. 

25 

11 038,4 

275 960 

25 

7 650,0 

191 250 

18 

3 380,0 

60 840 

20 

20 452,0 

409 040 

18 

20 166,8 

363 002 

8 

120 324,0 

962 592 

8 

26 878,1 

215 025 

14 

50 213,0 

702 982 

18 

12 420,0 

' 223 560 

8 

5 703,6 

45 629 

30 

6 570,3 

197 109 

18 

Quantites 

negligeables 

— 

18 

16 685,0 

300 330 

! 

5 

97 224,2 

583 345 

6 



10 

55 525,9 

j 555 259 

20 ^ 

6 024,0 

120 480 

8 

14 560,0 

116 480 


474 816 

5 322 883 
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Vorschlag der Verordnung (EWG) des Rates 
zur Festlegung der Grundregeln für die Festsetzung der 
Referenzpreise und für die Aufstellung der 
Frei-Grenze- Angebotspreise für Hybridmais zur Aussaat 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2358/71 
des Rates vom 26. Oktober 1971 zur Errichtung einer 
gemeinsamen Marktorganisation für Saatgut^), ins- 
besondere auf Artikel 6, Absatz 4, 

auf Vorschlag der Kommisison, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Artikel 6 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 
2358/71 sieht die jährliche Festsetzung eines Refe- 
renzpreises für jeden Typ von Hybridmais zur Aus- 
saat vor. Gemäß Artikel 6 Absatz 2 der genannten 
Verordnung wird für jede Herkunft ein Frei- 
Grenze-Angebotspreis festgesetzt. Die Grundregeln 
für die Anwendung dieser Bestimmungen sind fest- 
zulegen. 

Hybridmais zur Aussaat kann in verschiedenen Ver- 
marktungs- und Aufbereitungsstadien importiert 
werden. Es ist ratsam, das Stadium zu definieren, auf 
welche die Referenzpreise sich für die verschiedenen 
Hybridtypen beziehen müssen. 

Die Frei-Grenze-Preise, die der Festsetzung der 
Referenzpreise zugrunde liegen, müssen sich auf 
nach Menge und Qualität des Erzeugnisses reprä- 
sentative Einfuhren beziehen. 

Das eingeführte Erzeugnis kann sich bei der Ein- 
fuhr in einem anderen als dem für die Festsetzung 
der Referenzpreise zugrunde gelegten Vermark- 
tungs- oder Aufbereitungsstadium befinden. In die- 
sem Falle ist aus Vergleichsgründen der Frei-Grenze- 
Angebotspreis dieses Erzeugnisses entsprechend 
anzupassen - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Der Referenzpreis jedes zur Aussaat bestimmten 
Typs von Hybridmais wird für ein frei Grenze der 
Gemeinschaft angebotenes Erzeugnis festgesetzt, das 
amtlich zu zertifiziert, gebeizt, in 25-Kilogramm- 
Säcken aufbereitet und Gegenstand eines Verkaufs 
ist, der sich bei vollen Konkurrenzbedingungen zwi- 
schen Käufer und Verkäufer, die voneinander unab- 
hängig sind, abspielt. 

Artikel 2 

Die Höhe des Referenzpreises wird gemäß Artikel 6 
Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 2358/71 unter 
ausschließlicher Heranziehung der Einfuhrpreise aus 
Drittländern, die für die Qualität und die Menge des 
Erzeugnisses repräsentativ sind, festgesetzt. 

Artikel 3 

Befindet sich das eingeführte Erzeugnis bei der Ein- 
fuhr in einem anderen als dem für die Festsetzung 
des Referenzpreises zugrundegelegten Vermark- 
tungs- oder Aufbereitungsstadium, so werden die 
notwendigen Anpassungen des Frei-Grenze-Ange- 
botspreises für dieses Erzeugnis vorgenommen. 

A r t i ke 1 4 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar iii jedem Mitgliedstaat. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 246 
vom 5. November 1971, S. 1 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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